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Kieler Woche setzt auf den maritimen Kern
Segelregatten, Windjammer-Parade und Promis, aber doch kein großes
Volksfest: Die Veranstalter der Kieler Woche konzentrieren sich auf den
maritimen Kern. Wegen Corona fehlen Flanierbereiche und große Büh-
nen. Die 127. Auflage läuft noch bis zum 12. September. Foto: Scholz

BERLIN. Verfahren vor den deut-
schen Strafgerichten dauern so lan-
ge wie noch nie. Bei den Landge-
richten sei die durchschnittliche
Laufzeit erstinstanzlicher Strafver-
fahren im vergangenen Jahr auf ei-
nen neuen Höchstwert von 8,1
Monaten gestiegen, meldeten die
Zeitungen der Funke Mediengrup-
pe. Das seien 1,8 Monate mehr als
2010, zitierten sie den Bundesge-
schäftsführer des Richterbundes,
Sven Rebehn. Bei den Amtsgerich-
ten habe sich die Verfahrensdauer
in diesem Zeitraum von 3,8 auf 4,6
Monate verlängert.

Die Strafgerichte arbeiteten am
Limit, sagte Rebehn. „Zum einen
werden Strafverfahren immer auf-
wendiger, weil Straftaten komplexe
Auslandsbezüge aufweisen und die
auszuwertenden Datenmengen in
der digitalen Welt dramatisch zu-
nehmen, während es vielfach noch
an innovativen Werkzeugen für
computergestützte Datenauswer-
tungen fehlt.“ Zum anderen sei die
Personaldecke der Strafjustiz nach
wie vor zu kurz. Stellenzuwächse
seien durch neue gesetzliche Auf-
gaben weitgehend aufgezehrt wor-
den. Den neuerlichen Anstieg im

Corona-Jahr 2020 wertet der Rich-
terbund nicht als pandemiebeding-
ten Ausreißer. Vielmehr bestätigten
die Verfahrenslaufzeiten in Strafsa-
chen einen mittelfristigen Trend.
Rechne man die Verfahrensdauer
vor dem Landgericht schon ab
Eingang bei der Staatsanwalt-
schaft, dauerten die erstinstanzli-
chen Verfahren im vergangenen
Jahr sogar 20,3 Monate, volle drei
Monate länger als 2010, hieß es.
Beim Amtsgericht waren es dem-
nach durchschnittlich 5,3 Monate
bis zum Urteil, was einem Plus von
1,2 Monaten entspricht. (dpa/tra)

Strafen lassen auf sich warten
Verfahrensdauer an deutschen Gerichten steigt auf einen neuen Höchstwert
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Tobias Moretti wird als er-
folgsverwöhnter Winzer von
seiner schäbigen Vergangen-
heit eingeholt.
Heute und morgen, 20.15 Uhr, ZDF

Zweiteiler: „Im Netz
der Camorra“

Ausführlich: 

Montag Dienstag Mittwoch

Bei viel Sonnenschein weht
der Wind meist nur schwach.

20° 21° 24°

Nach Frühnebel viel
Sonnenschein

TV-Tipp

Politik

Der Bundestagswahlkampf
ist in der heißen Phase ange-
kommen. Unter dem Druck
schwacher Umfrageergebnis-
se legt die Union mit Atta-
cken gegen den Noch-Partner
SPD nach. Meinung

Ton im Wahlkampf
wird schärfer

Wetter

Lokales

Union und SPD pochen darauf,
dass die Bundesländer in der Spät-
phase der Pandemie Flexibilität
brauchen, um regional auf die In-
fektionslage reagieren zu können.
Aus der Opposition kommt dage-
gen der Ruf nach mehr Einheitlich-
keit und Nachvollziehbarkeit der
Corona-Vorgaben. Während der
Wahlkampf die Abstimmungen
zwischen den Fraktionen er-
schwert, soll der Bundestag bereits
am Dienstag über die Neuregelun-
gen abstimmen.

Der Vorsitzende des Gesund-
heitsausschusses im Bundestag, Er-
win Rüddel (CDU), hob die Stär-
ken des föderalen Systems in der
Pandemiebekämpfung hervor. „Wir
befinden uns jetzt langsam in den
Ausläufern der Pandemie und kön-
nen deshalb stärker auf regionale
Besonderheiten Rücksicht neh-
men“, sagte Rüddel unserer Redak-

tion. Zugleich habe die Inzidenz
durch die steigende Anzahl an Ge-
impften und Genesenen an Aussa-
gekraft verloren. „Die Hospitalisie-
rungsrate ist dagegen besser geeig-
net, die Belastung des Gesund-
heitssystems einzuschätzen und
entsprechend zu reagieren“, sagte
Rüddel.

Auch SPD-Fraktionsvize Bärbel
Bas legt bei der Neufassung des In-
fektionsschutzgesetzes Wert dar-
auf, „dass die Länder weiterhin die
Flexibilität behalten, um auf die
Lage vor Ort reagieren können“.
Mit Blick auf die durch die Imp-
fungen veränderte Pandemielage
sagte sie: „Eine Situation wie im
Frühjahr, als eine Bundesnotbrem-
se notwendig wurde, erwarte ich
nicht. Deswegen gibt es keine bun-
desweiten Grenzwerte.“ In dem
von Union und SPD vorgelegten
Änderungsantrag zum Infektions-
schutzgesetz sind keine konkreten
Schwellenwerte enthalten, ab de-
nen neue Alltagsbeschränkungen
greifen. Allerdings soll künftig bun-
desweit die 3-G-Regel gelten, die
Zugänge zu bestimmten Einrich-
tungen nur Geimpften, Genesenen
und negativ Getesteten erlaubt.

Über die 3-G-Regel hinaus for-
dern die Grünen auch eine Ver-

ankerung der 2-G-Regel, die Zu-
gänge nur für Geimpfte und Ge-
nesene vorsieht, im Bundesge-
setz. Diese sollte nach Ansicht
des Grünen-Gesundheitspoliti-
kers Janosch Dahmen „ab einem
klar definierten Auslastungswert
in den Krankenhäusern“ greifen.
„Damit wäre allen Menschen
klar, dass es bei einer weiteren
Zuspitzung der Infektionslage in
der vierten Welle auch sein kann,
dass für Ungeimpfte weitreichen-
dere Maßnahmen greifen kön-
nen“, sagte Dahmen unserer Re-
daktion.

Ruf nach mehr Einheitlichkeit
Auch die Intensivmediziner for-
derten mehr Einheitlichkeit bei
den Corona-Parametern. Der Prä-
sident der Deutschen Gesell-
schaft für Internistische Intensiv-
medizin und Notfallmedizin,
Christian Karagiannidis, begrüßte
zwar die Abkehr von den Inzi-
denzen als alleinigem Marker.
Die Hospitalisierungsrate könne
diese aber nicht alleine ersetzen.

Eine kontroverse Diskussion
gibt es nach wie vor über das
Auskunftsrecht für Arbeitgeber
im Gesundheits- und Bildungsbe-
reich über den Impfstatus ihrer

Beschäftigen. Die Liste der Ein-
richtungen, in denen die Impfsta-
tus-Abfrage erlaubt ist, soll nun
etwa auf Schulen, Kitas, Pflege-
heime oder Asylbewerberunter-
künfte ausgeweitet werden. Die
Regelung soll allerdings nur in
der Zeit gelten, für die der Bun-
destag die epidemische Lage von
nationaler Tragweite feststellt. (tra)

Tauziehen um Corona-Regeln
Union und SPD setzen auf mehr Flexibilität für die Länder – Debatte um Auskunftsrecht dauert an

Von Jana Wolf und Jan Drebes,
Büro Berlin

BERLIN. Kurz vor dem geplanten
Bundestagsbeschluss zum Infek-
tionsschutzgesetz geht der Streit
über die neuen bundesweiten
Corona-Regelungen weiter.
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› Die Zahl der bestätigten Coro-
na-Infektionen in Deutschland
hat die Marke von vier Millionen
überschritten. Wie das Robert
Koch-Institut am Sonntag mitteilte,
steckten sich bislang 4 005 641
Menschen nachweislich mit dem
Covid-19-Erreger an. Zuletzt wur-
den binnen 24 Stunden weitere
10 453 Fälle gemeldet.
 

› Die Zahl der Menschen, die an
oder mit einer Corona-Infek-
tion starben, erhöhte sich um 21
auf inzwischen 92 346. Die bundes-
weite 7-Tage-Inzidenz, die die Zahl
der Fälle je 100 000 Einwohner bin-
nen einer Woche erfasst, stieg auf
83,1.  (dpa/tra)

Aktuelle Zahlen


